
a) er eine Verwaltungs- und nicht nur eine Beratungstätigkeit 
ausübt oder wenn 

b) sich die Leistung ihrer Art nach aufgrund einer für die 
Steuerfreiheit nach dieser Bestimmung charakteristischen Be­
sonderheit von anderen Leistungen unterscheidet oder wenn 

c) er aufgrund einer Aufgabenübertragung nach Art. 5g der 
geänderten Richtlinie 85/611/EWG ( 2 ) tätig ist. 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage, ABl. L 145, S. 1 

( 2 ) Richtlinie 2001/107/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. Januar 2002 zur Änderung der Richtlinie 85/611/EWG des 
Rates zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wert­
papieren (OGAW) zwecks Festlegung von Bestimmungen für Ver­
waltungsgesellschaften und vereinfachte Prospekte, ABl. 2002, L 41, 
S. 20 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Superior de 
Justicia de Galicia (Spanien), eingereicht am 6. Juni 2011 
— Concepción Salgado González/Instituto Nacional de la 

Seguridad und Tesorería General de la Seguridad Social 

(Rechtssache C-282/11) 

(2011/C 269/46) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Superior de Justicia de Galicia 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Concepción Salgado González 

Beklagte: Instituto Nacional de la Seguridad (INSS) und Tesorería 
General de la Seguridad Social 

Vorlagefragen 

1. Steht eine Auslegung von Anhang VI.D.4 der Verordnung 
Nr. 1408/71 ( 1 ) des Rates vom 14. Juni 1971 zur Anwen­
dung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer 
und Selbständige sowie deren Familien, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern, dahin, dass für die Be­
rechnung der spanischen theoretischen Leistung auf der 
Grundlage der tatsächlichen Beitragsbemessungsgrundlagen 
des Versicherten in den Jahren unmittelbar vor Entrichtung 
des letzten Beitrags zum spanischen System der sozialen 
Sicherheit die derart errechnete Summe durch 210 geteilt 
wird, weil Art. 162 Abs. 1 der Ley General de la Seguridad 
Social diesen Teiler für die Ermittlung der Berechnungs­
grundlage der Altersrente vorsieht, mit den in Art. 48 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union und 
Art. 3 der Verordnung Nr. 1408/71 niedergelegten Zielen 
der Gemeinschaft im Einklang? 

2. Sollte die erste Frage verneint werden: Steht eine Auslegung 
des Anhangs VI.D.4 der Verordnung Nr. 1408/71 dahin, 
dass für die Berechnung der spanischen theoretischen Leis­
tung auf der Grundlage der tatsächlichen Beitragsbemes­
sungsgrundlagen des Versicherten in den Jahren unmittelbar 
vor Entrichtung des letzten Beitrags zum spanischen System 
der sozialen Sicherheit die derart errechnete Summe durch 
die Zahl der in Spanien zurückgelegten Beitragsjahre geteilt 
wird, mit den in Art. 48 AEUV und Art. 3 der Verordnung 
Nr. 1408/71 niedergelegten Zielen der Gemeinschaft im 
Einklang? 

3. Sollte die zweite Frage verneint werden und unabhängig von 
der Bejahung oder Verneinung der ersten Frage: Kommt im 
vorliegenden Fall eine analoge Anwendung von Anhang 
XI.G.3. a der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 ( 2 ) des Euro­
päischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur 
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in Be­
tracht, um den in Art. 48 AEUV und Art. 3 der Verordnung 
Nr. 1408/71 niedergelegten Zielen Rechnung zu tragen, 
wenn infolge dieser Anwendung auf die portugiesischen 
Beitragzeiten unter Berücksichtigung der Entwicklung der 
Verbraucherpreise die spanische Beitragsbemessungsgrund­
lage angerechnet wird, die zeitlich diesem Zeitraum am 
ehesten entspricht? 

4. Sollten die erste, die zweite und die dritte Frage verneint 
werden: Welche für die Entscheidung des Rechtsstreits 
zweckdienliche Auslegung des Anhangs VI.D.4 der Verord­
nung Nr. 1408/71 entspricht, sofern keine der zuvor dar­
gestellten Auslegungen ganz oder teilweise zutrifft, am ehes­
ten den in Art. 48 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union und Art. 3 der Verordnung Nr. 
1408/71 verankerten Zielen der Gemeinschaft sowie dem 
Wortlaut des Anhangs VI.D.4? 

( 1 ) ABl. L 149, S. 2. 
( 2 ) ABl. L 166, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundeskommunikations­
senats (Österreich) eingereicht am 8. Juni 2011 — Sky 

Österreich GmbH gegen Österreichischer Rundfunk 

(Rechtssache C-283/11) 

(2011/C 269/47) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundeskommunikationssenat 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Antragstellerin: Sky Österreich GmbH 

Antragsgegner: Österreichischer Rundfunk
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Vorlagefrage 

Ist Art. 15 Abs. 6 der Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 10. März 2010 zur Koordinie­
rung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste 
(Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste) ( 1 ) mit Art. 17 so­
wie Art. 16 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
bzw. mit Art. 1 des 1. Zusatzprotokolls zur Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (1. ZPro­
tEMRK) vereinbar? 

( 1 ) ABl. L 95, S. 1 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 15. Juni 
2011 — Staatssecretaris van Financiën, andere 

Verfahrensbeteiligte: Gemeente Vlaardingen 

(Rechtssache C-299/11) 

(2011/C 269/48) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführer: Staatssecretaris van Financiën 

Andere Verfahrensbeteiligte: Gemeente Vlaardingen 

Vorlagefrage 

Ist Art. 5 Abs. 7 Buchst. a in Verbindung mit den Art. 5 Abs. 5 
und 11 Teil A Abs. 1 Buchst. b der Sechsten Richtlinie ( 1 ) dahin 
auszulegen, dass ein Mitgliedstaat auf die Verwendung eines 
unbeweglichen Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen für 
von der Steuer befreite Zwecke Mehrwertsteuer erheben kann, 
wenn 

— dieser unbewegliche Gegenstand in einem auf dem Grund­
stück des Steuerpflichtigen und in dessen Auftrag durch 
einen Dritten gegen Entgelt errichteten (Bau-)Werk besteht 
und 

— der Steuerpflichtige dieses Grundstück zuvor für (dieselben) 
von der Mehrwertsteuer befreiten Zwecke seines Unterneh­
mens verwendet und dafür noch keinen Vorsteuerabzug vor­
genommen hat, 

mit der Folge, dass auf das Grundstück des Steuerpflichtigen 
bzw. seinen Wert Mehrwertsteuer erhoben wird? 

( 1 ) Sechste Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern — Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1). 

Rechtsmittel der Deichmann SE gegen das Urteil 
des Gerichts (Siebte Kammer) vom 13. April 2011 in 
der Rechtssache T-202/09, Deichmann SE gegen 
Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) (HABM), eingelegt am 20. Juni 2011 

(Rechtssache C-307/11 P) 

(2011/C 269/49) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerin: Deichmann SE (Prozessbevollmächtigter: O. 
Rauscher, Rechtsanwalt) 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Harmonisierungsamt für den Bin­
nenmarkt (Marken, Muster und Modelle) (HABM) 

Anträge der Rechtsmittelführerin 

— Die Rechtsmittelführerin beantragt, das Urteil des Gerichts 
der Europäischen Union vom 13. April 2011 in der Rechts­
sache T-202/09 aufzuheben; 

— die Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer des Har­
monisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, Muster 
und Modelle) vom 3. April 2009 in der Sache 
R 224/2007-4 aufzuheben; 

— das HABM die Kosten aufzuerlegen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das vorliegende Rechtsmittel richtet sich gegen das Urteil des 
Gerichts, mit dem dieses die Klage der Rechtsmittelführerin auf 
Aufhebung der Entscheidung der Vierten Beschwerdekammer 
des Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt vom 3. April 
2009 über die Abweisung seines Antrags auf Eintragung einer 
Bildmarke, die einen mit gestrichelten Linien umsäumten Win­
kel darstellt, abgewiesen hatte. Der Schutz der Marke wurde für 
die Klassen 10 („Orthopädische Schuhe“) und 25 („Schuhe“) des 
Abkommens von Nizza beansprucht. 

Die angefochtene Entscheidung verstöße gegen Artikel 7 Absatz 
1 Buchstabe b und Artikel 74 Absatz 1 S. 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 207/2009 des Rates vom 26. Februar 2009 über die 
Gemeinschaftsmarke (im Folgenden: GMV). 

Ihr liege die unzutreffende Annahme zugrunde, dass die bloße 
Möglichkeit bzw. Wahrscheinlichkeit einer nicht unterschei­
dungskräftigen Verwendung des fraglichen Zeichens genügt, 
um eine Unterscheidungskraft der Marke insgesamt abzulehnen. 
Tatsächlich reiche aber bereits die nicht fernliegende Möglichkeit 
einer unterscheidungskräftigen Verwendung aus, um das Schutz­
hindernis der mangelnden Unterscheidungskraft zu überwinden. 
Dies ergebe sich aus einem Vergleich des Artikels 7 Absatz 1 
Buchstabe b GMV mit dem Wortlaut des Artikels 7 Absatz 1 
Buchstabe c GMV und stelle einen mittlerweile gefestigten 
Grundsatz der Rechtsprechung des deutschen Bundesgerichts­
hofs und Bundespatentgerichts dar.
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